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Editorial 
Der Steuerwahlkampf für die Bundestagswahl im September 
2017 ist in vollem Gange. Bei den überquellenden öffentlichen 
Kassen sollte eigentlich erwartet werden, dass die Parteien 
eine angemessene Senkung des Einkommensteuertarifs an-
streben, auch um die in den vergangenen Jahren steigende 
Belastung aufgrund der kalten Progression wieder zu korrigie-
ren. Aufgrund der aktuellen Diskussionen ist jedoch – wenn 
überhaupt – nur eine Minikorrektur der Einkommensteuer zu 
erwarten. Die Unionsparteien möchten alle Einkommensteu-
erpflichtigen entlasten, allerdings nur in homöopathischer Do-
sis. Der Solidaritätszuschlag, der immerhin EUR 17 Mrd. im 
Jahr in die Kassen spült, soll erst in Stufen bis 2030 abge-
schafft werden. Eine echte Entlastung sieht anders aus. Die 
SPD beabsichtigt, Besserverdienende stärker zu belasten und 
dafür den Solidaritätszuschlag abzuschaffen, aber dort nur für 
untere und mittlere Einkommen. Eine insgesamt deutlich hö-
here Besteuerung ist von den Grünen und den Linken zu er-
warten. Traditionell gibt es Versprechungen für Steuersen-
kungen nur von der FDP, bei denen jedoch an der Durchsetz-
barkeit durchaus Zweifel angebracht sind. 
 
Weitere potentiell steuererhöhende Maßnahmen sind aus der 
geplanten Abschaffung der Abgeltungssteuer und einer mögli-
chen Verschärfung der Erbschaftsteuer zu erwarten. Ein Dau-
erbrenner ist die Diskussion um die Vermögensteuer, deren 
Einführung jedoch von den großen Parteien derzeit nicht aktiv 
betrieben wird. Spürbare Steuerentlastungen sind nur bei
Randthemen zu vernehmen. Hier sei die steuerliche Förde-
rung von Forschung und Entwicklung zu nennen. Darüber hin-
aus ist die in 2016 von der SPD gestoppte steuerlich höhere 
Abschreibung im Wohnungsbau (35 % in den ersten 3 Jahren 
bei Baukosten von max. EUR 3.000 pro qm) wieder im Ge-
spräch. 
 
Unser aktueller Fachartikel befasst sich mit den Auswirkungen 
des Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetzes (BilRUG) auf den 
Ausweis öffentlicher Zuschüsse in der Gewinn- und Verlust-
rechnung. 
 
In diesem Sinne wünschen wir Ihnen wie immer viel Spaß 
beim Lesen unseres neuen NEWSletter. 
 
Ihre Kanzlei 
 
Dr. Langenmayr und Partner mbB 
Wirtschaftsprüfer Rechtsanwälte Steuerberater 

 
  

 

Johannes Bitzer Thilo Rath  
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 Öffentliche Zuschüsse nach BilRUG in 
der Gewinn- und Verlustrechnung 
Thilo Rath, Wirtschaftsprüfer/Steuerberater 

 

 Mit dem am 23. Juli 2015 in Kraft getrete-
nen Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz 
(BilRUG) wurden umfangreiche Änderungen 
für Einzel- und Konzernabschlüsse beschlos-
sen. Eine wesentliche Änderung betraf die 
deutlich weiter gefasste Definition der Um-
satzerlöse. 
 
Vor der Einführung des BilRUG wurden unter 
den Umsatzerlösen die Erlöse aus dem Ver-
kauf und der Vermietung oder Verpachtung 
von typischen Erzeugnissen und Waren so-
wie aus typischen Dienstleistungen ausge-
wiesen, wenn diese im Rahmen der gewöhn-
lichen Geschäftstätigkeit erfolgen. Nach der 
Neudefinition des § 277 Abs. 1 HGB gehören 
zu den Umsatzerlösen die Erlöse aus dem 
Verkauf und der Vermietung oder Verpach-
tung von Produkten sowie aus der Erbrin-
gung von Dienstleistungen, ohne dass es 
darauf ankommt, ob es sich dabei um eine 
typische oder gewöhnliche Geschäftstätig-
keit des Unternehmens handelt. Diese Än-
derung führte letztendlich auch zum Wegfall 
der Position „Ergebnis der gewöhnlichen Ge-
schäftstätigkeit“ in der Gewinn- und Verlust-
rechnung. 
 
Nachfolgend wird erläutert, ob sich aufgrund 
des BilRUG Auswirkungen auf den Ausweis 
von öffentlichen Zuschüssen in Gewinn- und 
Verlustrechnung ergeben. Die Behandlung 
von Investitionszuschüssen (z.B. private 
Baukostenzuschüsse oder öffentliche GRW-
Fördermittel für Investitionen) oder privaten 
Aufwands- oder Ertragszuschüssen wird an 
dieser Stelle nicht thematisiert. Weiterhin 
wird angenommen, dass die Zuschüsse pe-
riodengerecht im laufenden Geschäftsjahr 
zu erfassen sind. 
 
Die gewährten Zuschüsse können unter an-
derem nach folgenden Kriterien unterschie-
den werden: 
 
· Zuschüsse mit Gegenleistungscharakter 
· Zuschüsse ohne Gegenleistungscharak-

ter. 

 Zuschüsse können durch öffentliche För-
dermittelgeber im Rahmen von Fördervor-
haben (z. B. Fördermittel von Bund und 
Ländern für Forschungs- und Entwicklungs-
leistungen) gewährt werden. Grundlage der 
Zuschussgewährung sind in der Regel Zu-
wendungsbescheide. Bestandteil der Zu-
wendungsbescheide sind üblicherweise all-
gemeine Nebenbestimmungen, so z. B. bei 
der Gewährung von öffentlichen Zuschüs-
sen der Investitionsbank des Landes Bran-
denburg die ANBEST-G. 
 
Bei den öffentlichen Zuschüssen handelt es 
sich im Regelfall um nicht oder nur bedingt 
rückzahlbare Zuwendungen. Solange die 
Bedingung für die Rückzahlung (regelmäßig 
der Eintritt eines bestimmten, in den Zu-
wendungsbedingungen definierten Ereignis-
ses bzw. die Nichtdurchführung von Maß-
nahmen) nicht eingetreten ist, verbleibt die 
Zuwendung endgültig beim Zuwendungs-
empfänger. Nach IDW HFA 1/1984 i.d.F. 
1990 stellen diese nicht rückzahlbaren Zu-
wendungen Erfolgsbeiträge dar, die in der 
Gewinn- und Verlustrechnung als Ertrag (o-
der Minderung von Aufwendungen) auszu-
weisen sind. 
 
Auch im Fall von Zuschüssen ist nach der 
definitorischen Einordnung des Gesetzge-
bers zu beachten, dass die Erbringung einer 
Dienstleistung nur dann als Umsatzerlös zu 
qualifizieren ist, wenn es sich um einen 
Leistungsaustausch handelt. Daher können 
Zuschüsse nur dann unter den Umsatzerlö-
sen auszuweisen sein, wenn diese mit einer 
Gegenleistung verknüpft sind. Dieses Er-
gebnis entspricht auch der Auffassung des 
IDW (242. Sitzung zur Neudefinition der 
Umsatzerlöse nach dem BilRUG). 
 
Zur weiteren Abgrenzung ist es auch denk-
bar, auf die umsatzsteuerliche Beurteilung 
von Zuschüssen im Umsatzsteueranwen-
dungserlass (Abschnitt 10.2. UStAE) zu-
rückzugreifen. 
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 Öffentliche Zuschüsse nach BilRUG in 
der Gewinn- und Verlustrechnung 

 

 Danach werden echte und unechte Zuschüs-
se unter anderem dadurch unterschieden, 
ob diese aufgrund eines Leistungsaus-
tauschverhältnisses erfolgen oder auf allge-
meinpolitischen oder öffentlich-rechtlichen 
Förderungen beruhen. Öffentliche Zuschüs-
se gehören regelmäßig zu den echten und 
demnach nicht umsatzsteuerbaren Zuschüs-
sen, da es nach Auffassung der Finanzver-
waltung am Leistungsaustausch zwischen 
Zuschussempfänger und Endverbraucher 
der Leistung fehlt. Allenfalls kann eine Leis-
tungsbeziehung zwischen dem Zuschuss-
empfänger und dem Zuschussgeber vorlie-
gen. Bei der Würdigung dieser Umsatzsteu-
erregelungen ist jedoch zu beachten, dass 
diese nicht darauf gerichtet sind, den Aus-
weis in der Gewinn- und Verlustrechnung zu 
klären. Somit können diese Regelungen nur 
hilfsweise und indiziell herangezogen wer-
den. 
 
Weder im Gesetzgebungsverfahren zum 
BilRUG noch in der Literatur ist der spezielle 
Ausweis von Zuschüssen in der Gewinn- und 
Verlustrechnung diskutiert worden. Daher 
ist auf die allgemeinen handelsrechtlichen 
Regelungen zurückzugreifen. Folgende ge-
wichtige Gründe sprechen bei Vorliegen des 
jeweiligen Einzelfalls dafür, dass öffentliche 
Zuschüsse unter den Umsatzerlösen auszu-
weisen sind: 
 
1) Die Neudefinition der Umsatzerlöse 

durch das BilRUG erweitert den Umfang 
der darunter ausweisenden Erträge 
deutlich. Danach sind im Grundsatz alle 
aus der Geschäftstätigkeit eines Unter-
nehmens und mit einer unmittelbaren 
oder mittelbaren Gegenleistung ver-
bundenen Erträge, gleichgültig ob diese 
typisch, regelmäßig oder außergewöhn-
lich und unregelmäßig anfallen, unter 
den Umsatzerlösen auszuweisen. Ein 
Ausweis unter den sonstigen betriebli-
chen Erträgen ist unter Beachtung des 
allgemeinen Wesentlichkeitsgrundsatzes 
nur noch im Ausnahmefall möglich. 

 

 2) Bereits das IDW hat in HFA 2/1996 
i.d.F. 2013 (Tz. 2.1.2. letzter Absatz) 
seine Auffassung dargelegt, dass er-
folgswirksam verrechnete Aufwandszu-
schüsse (dazu gehören im Allgemeinen 
auch öffentliche Zuschüsse) entweder 
als Umsatzerlöse oder als sonstige be-
triebliche Erträge auszuweisen sind. Ein 
Ausweis unter den Umsatzerlösen war 
daher bereits unter den weiteren Vo-
raussetzungen vor Anwendung des 
BilRUG möglich. 

 
3) Die den öffentlichen Zuschüssen zu-

grunde liegenden Zuwendungsbeschei-
de regeln üblicherweise (z. B. in den 
allgemeinen Nebenbestimmungen), 
dass Zuschüsse nur unter der Maßgabe 
der Durchführung eines genau definier-
ten geförderten Zweckes gewährt wer-
den. Zuschüsse ohne Zweckbindung 
werden üblicherweise nicht gewährt. 
Diese Zuschüsse sind unter den weite-
ren Voraussetzungen zurückzuzahlen, 
sofern die Zweckbindung ganz oder 
teilweise nicht erfüllt wird. Insofern 
muss der Zuschussempfänger eine Ge-
genleistung erbringen. 

 
4) Die Gewährung von öffentlichen Zu-

schüssen kann unter die Erbringung 
von Dienstleistungen subsumiert und 
damit als Leistungsaustausch qualifi-
ziert werden. Der Leistungsaustausch 
findet zwar nicht zwischen dem Zu-
schussempfänger und dem Endver-
braucher, sondern zwischen der öffent-
lichen Hand als Zuschussgeber und 
dem Zuschussempfänger statt. Eine 
Beschränkung auf eine unmittelbare 
Gegenleistung des Endverbrauchers 
dürfte jedoch vor dem Hintergrund der 
wirtschaftlichen und tatsächlichen Ge-
gebenheiten nicht sachgerecht sein. 
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der Gewinn- und Verlustrechnung 

 

 5) Ein Zurückgreifen oder Verweis auf die 
umsatzsteuerlichen Regelungen ist we-
nig hilfreich, da es für Zwecke der Um-
satzsteuer gerade nicht darauf an-
kommt, ob eine Leistung unter den 
Umsatzerlösen oder den sonstigen be-
trieblichen Erträgen ausgewiesen wird. 

 
6) Schließlich basiert im Einzelfall auch der 

Geschäftszweck von Unternehmen (z. B. 
im Biotechnologie- oder Start-up-
Bereich) darauf, dass öffentliche Zu-
schüsse eingeworben werden, um die 
Geschäftstätigkeit in Gang zu setzen 
oder voranzutreiben. Diese Zuschüsse 
stellen einen bedeutenden und nicht 
selten den einzigen Ertrag des Unter-
nehmens dar, der in der Planrechnung 
und beim Nachweis der Fortführungs-
prämisse berücksichtigt wird. Ein Aus-
weis unter den Umsatzerlösen ent-
spricht daher auch gemäß § 264 HGB 
der Vermittlung eines tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechenden Bildes der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. 

 Kontakt für weitere Informationen: 
 

 
 
 
 

Thilo Rath  
Wirtschaftsprüfer 
Steuerberater 
 

E-Mail:  
trath@dr-langenmayr.de 

 

 

mailto:trath@dr-langenmayr.de
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 Bilanzierung bestrittener Steuerfor-
derungen 
 
Grundsätzlich müssen vom Finanzamt fest-
gesetzte Steuernachforderungen in der Bi-
lanz passiviert werden. Falls der Steuer-
pflichtige jedoch erhebliche Einwände gegen 
die Nachforderung hat und er auf Basis ei-
ner fundierten Argumentation mit überwie-
gender Wahrscheinlichkeit davon ausgeht, 
dass er die Nachforderung durch Rechtsmit-
tel deutlich vermindern oder ganz abwenden 
kann, ist der streitige Betrag nicht zurück-
zustellen. 
 
Bei den derzeitigen Niedrigzinsen kann es 
für Steuerpflichtige unter Umständen sinn-
voll sein, trotz guter Erfolgsaussichten kei-
nen Antrag auf Aussetzung der Vollziehung 
zu stellen und stattdessen den nachgefor-
derten Betrag an das Finanzamt zu zahlen. 
Soweit der Steuerpflichtige im Einspruchs-
verfahren erfolgreich ist, wird das Steuer-
guthaben vom Finanzamt zurückgezahlt und 
mit 6% attraktiv verzinst. Im Fall der Erfolg-
losigkeit der Rechtsmittel fallen keine Nach-
zahlungszinsen an, die ebenso mit 6% zu 
berechnen wären. 
 
Handelsbilanziell stellt sich die Frage, ob die 
vom Steuerpflichtigen erwartete Steuerer-
stattung aktiviert werden kann. Hiermit hat 
sich der Hauptfachausschuss (HFA) des In-
stituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) in seiner 
247. Sitzung beschäftigt. Danach ist für eine 
bestrittene Steuerschuld dann eine Rück-
stellung zu bilden, wenn die Gründe für eine 
Inanspruchnahme stärker wiegen als die 
Gründe dagegen. Die Bildung einer Steuer-
rückstellung hat nach den allgemeinen han-
delsrechtlichen Grundsätzen zur Passivie-
rung von Rückstellungen zu erfolgen. 
 
Für die Aktivierung von Forderungen gelten 
hingegen andere Grundsätze als für die Pas-
sivierung von Rückstellungen. 

 Hierfür reicht eine überwiegende Wahr-
scheinlichkeit nicht aus. Vielmehr dürfen For-
derungen nur aktiviert werden, wenn die An-
spruchsvoraussetzungen mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit vorliegen. 
Diese Voraussetzung ist jedoch bei bestritte-
nen Steuerforderungen bis auf wenige Aus-
nahmen (z. B. offenbare Unrichtigkeit) nicht 
erfüllt. Vielmehr hat die zuständige Behörde 
in Kenntnis der abweichenden Auffassung 
des Steuerpflichtigen das Vorliegen der An-
spruchsvoraussetzungen verneint und die 
Steuer abweichend festgesetzt. 
 
Letztendlich kommt der HFA zu dem Ergeb-
nis, dass bei Steuerrechtsstreitigkeiten, die 
mit überwiegender Wahrscheinlichkeit für 
den Steuerpflichtigen positiv ausgehen, vor 
Zahlung der von den Finanzbehörden gefor-
derten Summe keine Rückstellung zu bilden 
ist, nach Zahlung jedoch - trotz unveränder-
ter Erfolgsaussichten - keine Steuererstat-
tungsforderung aktiviert werden kann. 
 
Einzelfragen der Bilanzierung von Fi-
nanzinstrumenten nach IFRS 9 (Fort-
setzung des IDW ERS 48) - Wertmin-
derungen 
 
Die vollständige Neufassung des IFRS 9 „Fi-
nanzinstrumente“ führt zu wesentlichen Än-
derungen bei der Bilanzierung von Finanzin-
strumenten. Angesichts der Vielzahl von Aus-
legungsfragen und der Komplexität hat der 
Hauptfachausschuss des IDW den ERS HFA 
48 um Einzelfragen zum Thema „Wertminde-
rungen“ ergänzt. 
 
Aus der Ablösung des bisherigen „Incurred 
Loss Model“ nach IAS 39 durch das stärker 
zukunftsorientierte „Expected Credit Loss 
Model“ des IFRS 9 resultieren deutlich mehr 
Schätzungen und Ermessensspielräume, die 
sowohl Abschlussersteller als auch Ab-
schlussprüfer vor zahlreiche Herausforderun-
gen stellen. Die aktuelle Ergänzung des IDW 
ERS HFA 48 enthält Klarstellungen zu den 
folgenden Einzelaspekten des Wertminde-
rungsmodells des IFRS 9: 
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 · Anwendungsbereich der Wertminde-
rungsregelung 

· Bestimmung einer signifikanten Erhö-
hung des Kreditausfallrisikos 

· Bemessung der erwarteten Kreditverluste 
· Verwendung von angemessenen und be-

lastbaren Informationen. 

 
Bemessung des Ordnungsgeldes we-
gen verspäteter Einreichung der Jah-
resabschlussunterlagen unter Be-
rücksichtigung früherer Verstöße 
 
Nach einem Urteil des Oberlandesgerichts 
Köln vom 20. Juli 2016 können bei der Be-
messung des Ordnungsgeldes wegen ver-
späteter Einreichung der Jahresabschlussun-
terlagen frühere (feststehende oder sogar 
rechtskräftig sanktionierte) Verstöße gegen 
die gesetzlichen Publizitätspflichten berück-
sichtigt werden. Dies bedeutet, dass Ord-
nungsgelder, sofern bereits frühere Verstöße 
vorliegen, (wesentlich) höher ausfallen kön-
nen als bei einem erstmaligen Verstoß. 
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 Bundesrat beschließt die neue Kas-
sensicherungsverordnung 
 
Mit dem Gesetz zum Schutz vor Manipulati-
onen an digitalen Grundaufzeichnungen 
vom 28. Dezember 2016 hat der Gesetzge-
ber Neuerungen und Verschärfungen im Be-
reich Sicherheitsanforderungen der elektro-
nischen Kassenführung eingeführt. Dazu 
gehören die Einführung einer Kassennach-
schau und der Einbau einer „zertifizierten 
Sicherheitseinrichtung“ in alle Systeme. Ge-
regelt wird insbesondere: 
 
· welche Aufzeichnungssysteme von der 

Neuregelung betroffen sind, 
· wann und auf welche Weise eine GoBD 

konforme Protokollierung der Aufzeich-
nungen zu erfolgen hat, 

· wie ein Datenexport auf die Systeme des 
Finanzamtes sichergestellt wird, 

· die Mindestinhalte eines mit einer Kasse 
erstellten Beleges, 

· die Ausgestaltung der technischen Si-
cherheitseinrichtung. 

 
Es ist nicht auszuschließen, dass Betriebs-
prüfungen bei Unternehmen mit intensivem 
Bargeldverkehr und elektronischem Kassen-
einsatz vor dem Hintergrund der GoBD und 
der Kassensicherungsverordnung in Zukunft 
in vielen Fällen zu erheblichen Beanstan-
dungen, Hinzuschätzungen und ggf. Steuer-
nachzahlungen führen. 
 
Verluste aus dem Betrieb einer Photovol-
taikanlage können steuerlich anzuerkennen 
sein 
 
Der 1. Senat des Finanzgerichts Baden-
Württemberg hat in einem rechtskräftigen 
Urteil vom 9. Februar 2017 (1 K 841/15) 
entschieden, dass Verluste aus dem Betrieb 
einer Photovoltaikanlage auch bei negativer 
Gewinnprognose steuerlich anzuerkennen 
sein können. 

 Ein Steuerpflichtiger erwarb das Recht, Teil-
flächen an Grundstücken zur Errichtung ei-
ner Photovoltaikanlage zu benutzen. Von 
einer Personengesellschaft erwarb er zu-
dem zwei Photovoltaikanlagen. Die Gesell-
schaft plante nach ihrem Verkaufsprospekt 
einen Solarpark aus unabhängigen Einzel-
anlagen. Der Prospekt enthielt eine Er-
tragsprognose, von welcher die tatsächliche 
Leistung der Anlagen später negativ ab-
wich. Der Steuerpflichtige wandte daraufhin 
Kosten auf, um die Leistung der Anlage zu 
verbessern (z. B. wurde ein Gutachter zur 
Ursachenerforschung beauftragt und es 
wurden technische Maßnahmen zur Verbes-
serung der betrieblichen Ergebnisse vorge-
nommen). Ferner konnte er erfolgreich 
Kosten senken, indem er in Verhandlungen 
mit der darlehensgebenden Bank eine Ab-
senkung des Zinssatzes erreichte. 
 
In seiner Einkommensteuererklärung er-
klärte der Steuerpflichtige Verluste aus Ge-
werbebetrieb. Das Finanzamt berücksichtig-
te diese nicht mit der Begründung, dass die 
Gewinnerzielungsabsicht fehle. 
 
Das Finanzgericht erkannte die Verluste 
dennoch steuerlich an. Es gab den Hinweis, 
dass die Gewinnerzielungsabsicht in zwei 
Stufen zu prüfen sei. In der ersten Stufe sei 
die Ergebnisprognose vorzunehmen. Diese 
ist für den Prognosezeitraum, der der be-
triebsgewöhnlichen Nutzungsdauer der An-
lagen von 20 Jahren entspricht, negativ. In 
der zweiten Stufe seien die Gründe hierfür 
zu würdigen. Beim Betrieb von Photovolta-
ikanlagen spreche der Beweis des ersten 
Anscheins für eine Gewinnerzielungsab-
sicht, der durch die negative Totalgewinn-
prognose in Frage gestellt werde. Die ver-
lustbringende Tätigkeit beruhe jedoch nicht 
auf persönlichen Gründen. Der Steuer-
pflichtige habe im Rahmen seiner Möglich-
keiten alles unternommen, um die Verluste 
gering zu halten. Dadurch seien die Ein-
nahmen gestiegen. 
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 Im Verkaufsprospekt werde auch nicht mit ei-
ner Steuerersparnis durch mögliche Verluste 
aus dem Betrieb des Solarparks geworben. 
 
Buchhalter sind nicht zur Erstellung von 
Umsatzsteuervoranmeldungen berech-
tigt 
 
Mit Urteil vom 7. Juni 2017, II R 22/15, hat 
der BFH entschieden, dass die in § 6 Nr. 4 
Steuerberatungsgesetz (StBerG) genannten 
Personen auch dann nicht zur Erstellung von 
Umsatzsteuervoranmeldungen berechtigt 
sind, wenn diese aufgrund des verwendeten 
Buchführungsprogramms automatisch erfolgt. 
 
Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) 
ist als Bürokauffrau mit der Qualifizierung zur 
Diplom-Kauffrau (FH) und als Steuerfachge-
hilfin ausgebildet. Sie betreibt ein selbständi-
ges Buchführungsbüro, in dem sie Leistungen 
nach § 6 Nr. 3 und 4 StBerG erbringt. Ihre 
Tätigkeit umfasst auch die laufende Finanz-
buchhaltung mit digitaler Archivierung und 
die laufende Lohnbuchhaltung. Zur Bearbei-
tung setzt sie ein Buchführungsprogramm 
ein. Für ihren Auftraggeber verbuchte sie alle 
Belege im Zusammenhang mit dessen ge-
werblichem Unternehmen. Die von ihr über 
das Buchführungsprogramm erstellten mo-
natlichen Umsatzsteuervoranmeldungen 
übermittelte sie auf elektronischem Weg an 
das zuständige Finanzamt. 
 
Nach einer Umsatzsteuersonderprüfung wies 
das Finanzamt die Klägerin gemäß § 80 
Abs. 5 der Abgabenordnung (AO) in der sei-
nerzeit geltenden Fassung als Bevollmächtigte 
des Auftraggebers zurück, weil sie durch die 
Übermittlung der monatlichen Umsatzsteuer-
voranmeldungen geschäftsmäßig Hilfe in 
Steuersachen geleistet habe, ohne dazu be-
fugt zu sein. Das Finanzamt führte weiter 
aus, alle Verfahrenshandlungen, die die Klä-
gerin trotz der Zurückweisung künftig für den 
Auftraggeber vornehme, blieben ohne steuer-
liche Wirkung. 

 Den Einspruch der Klägerin hiergegen wies 
das Finanzamt mit der Begründung zurück, 
die Klägerin habe für den Auftraggeber alle 
relevanten Belege gebucht sowie die mo-
natlichen Umsatzsteuervoranmeldungen er-
stellt und aufgrund einer entsprechenden 
Authentifizierung (registriertes Zertifikat) 
an das Finanzamt übermittelt. Die Klägerin 
sei zwar zur laufenden Buchführung und 
isoliert betrachtet auch zur elektronischen 
Übermittlung der Umsatzsteuervoranmel-
dungen an das Finanzamt berechtigt gewe-
sen, nicht aber zu deren Erstellung. Die 
Verwendung des Buchführungsprogramms 
ändere daran nichts. 
 
Das Finanzgericht wies die dagegen gerich-
tete Klage mit der Begründung ab, die Klä-
gerin gehöre nicht zu dem in §§ 3, 3a und 
4 StBerG bezeichneten Personenkreis. Sie 
sei nicht im Rahmen des § 6 Nr. 3 StBerG 
tätig geworden. Sie habe nicht lediglich die 
bei dem Auftraggeber angefallenen Ge-
schäftsvorgänge mechanisch gebucht. Die 
Berechtigung zur Erstellung der Umsatz-
steuervoranmeldungen ergebe sich auch 
nicht aus § 6 Nr. 4 StBerG. Die Klägerin ha-
be sich nicht auf die bloße Übermittlung der 
Umsatzsteuervoranmeldungen an das Fi-
nanzamt beschränkt. Die Hilfeleistung der 
Klägerin für den Auftraggeber in Steuersa-
chen sei selbständig und in der Absicht, die 
Betätigung in gleicher Art zu wiederholen, 
und somit geschäftsmäßig erfolgt. Die Klä-
gerin übe ihren Beruf in eigener Verantwor-
tung und auf eigene Rechnung und dem-
gemäß selbständig aus. 
 
Der BFH hat die seitens der Klägerin hier-
gegen eingelegte Revision als unbegründet 
zurückgewiesen. Das Finanzgericht hat zu 
Recht angenommen, dass die Vorausset-
zungen für die Zurückweisung der Klägerin 
als Bevollmächtigte des Auftraggebers er-
füllt waren. Nach § 80 Abs. 5 AO sind Be-
vollmächtigte und Beistände zurückzuwei-
sen, wenn sie geschäftsmäßig Hilfe in Steu-
ersachen leisten, ohne dazu befugt zu sein. 
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 Steuer News 
 

 

 Auch der Bundesgerichtshof (BGH) ist der 
Ansicht, dass die geschäftsmäßige Hilfeleis-
tung bei der Erstellung von Umsatzsteuer-
voranmeldungen den steuerberatenden Be-
rufen vorbehalten ist; denn es handelt sich 
dabei um einen mit der Berechnung der 
Steuer durch den Unternehmer selbst ver-
bundenen Steueranmeldungsvorgang, der 
umfassende Kenntnisse des Umsatzsteuer-
rechts voraussetzt und im Interesse der All-
gemeinheit und der Steuerpflichtigen ande-
ren Personen als einem ausgebildeten steu-
erlichen Berater nicht überlassen werden 
darf. 
 
Berücksichtigung eines Veräußerungs-
verlusts bei Ratenzahlung im Falle ei-
ner privaten Grundstücksveräußerung 
 
Bei Veräußerung eines dem Privatvermögen 
zuzurechnenden Grundstücks liegt ein steu-
erlich relevantes Veräußerungsgeschäft vor, 
wenn der Zeitraum zwischen Anschaffung 
des Grundstücks und der Veräußerung nicht 
mehr als zehn Jahre beträgt. Der BFH hat 
entschieden, wann der Verlust aus einem 
privaten Veräußerungsgeschäft, bei dem der 
Veräußerungspreis über mehrere Jahre in 
Raten gezahlt wird, zu berücksichtigen ist. 
Danach fällt der Veräußerungsverlust antei-
lig nach dem Verhältnis der Teilzahlungsbe-
träge zum Gesamtveräußerungserlös in den 
jeweiligen Jahren der Zahlungszuflüsse an. 
 
Ertragsteuerliche Beurteilung von Auf-
wendungen für die Veranstaltung von 
Golfturnieren 
 
Betriebsausgaben sind nicht abziehbar, 
wenn es sich um Aufwendungen für Jagd 
oder Fischerei, für Segeljachten oder Motor-
jachten sowie für ähnliche Zwecke und für 
die hiermit zusammenhängenden Bewirtun-
gen handelt. Inwieweit in der Ausführung 
von Golfturnieren ähnliche Zwecke zu sehen 
sind, hat der BFH in zwei Urteilen näher ab-
gegrenzt. 
 
 

 Anwendbar ist lt. BFH das Betriebsausgaben-
abzugsverbot vollumfänglich, wenn der 
Steuerpflichtige Golfturniere ausrichtet und 
in diesem Zusammenhang Abendveranstal-
tungen durchführt, um Gelder für wohltätige 
Zwecke zu sammeln. Hingegen sind Aufwen-
dungen für solche Golfturniere ausnahms-
weise nicht unter das Abzugsverbot zu fas-
sen, zu denen sich eine Brauerei bei Ab-
schluss von Bierlieferverträgen verpflichtet 
hat. Die Ausrichtung der Turniere ist in die-
sem Fall als eine Art Preisbestandteil anzuse-
hen. Eine Ausnahme vom Abzugsverbot für 
derartige Aufwendungen ist nach den Ur-
teilsgrundsätzen vom 14. Oktober 2015 nur 
möglich, wenn sich die Vertragsgestaltungen 
eng an dem entschiedenen Brauerei-Fall ori-
entieren. Insbesondere ist es als wichtiger 
Bestandteil der vertraglichen Vereinbarungen 
erforderlich, dass durch die Übernahme der 
Finanzierung von Kosten eines Turniers/einer 
Veranstaltung auch Liefermöglichkeiten für 
die Zukunft gesichert werden. Für das Vorlie-
gen einer solchen „vertraglichen Verpflich-
tung im Rahmen einer bestehenden Ge-
schäftsbeziehung” ist es zwar nicht maßgeb-
lich, dass eine derartige Vereinbarung im 
ersten Vertrag enthalten sein muss. Ausrei-
chend ist vielmehr, dass eine solche im Rah-
men einer Vertragsänderung/-erweiterung 
getroffen wird. Dies gilt aber nicht, wenn die 
Vertragsänderung ausschließlich die Ver-
pflichtung zum Durchführen solcher Veran-
staltungen zum Gegenstand hat. 
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 Der Inhalt des NEWSletter ist nach bestem 
Wissen und Kenntnisstand erarbeitet wor-
den, ist jedoch nicht auf die spezielle Situa-
tion einer natürlichen oder juristischen Per-
son ausgerichtet. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie machen 
es notwendig, Haftung und Gewährleistung 
auszuschließen. Ohne geeigneten fachlichen 
Rat und ohne gründliche Analyse der jewei-
ligen Situation sollten aufgrund der Infor-
mationen dieses NEWSletter keine Ent-
scheidungen getroffen werden. 
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